
Suchergebnisse: KPD

6. April 1890 – Willi Budich wird in Cottbus geboren

Cottbus * Willi Budich, einer der späteren Führer der Münchner KPD, wird in Cottbus geboren. 

30. November 1918 – Die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten wird gegründet

München * Der Kreis um Erich Mühsam gründet die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten

- VRI. Sein Ziel ist, die Revolution siegreich zu Ende zu führen - auch gegen den Widerstand des

zu wählenden Parlaments.    Erich Mühsam lehnt zudem die stark zentralistisch geprägten

Positionen des am 11. November 1918 in Berlin ins Leben gerufenen Spartakusbundes strikt ab.

Dennoch gehören viele VRI-Mitglieder zur später gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD. In einem Flugblatt fassen sie ihre Ziele zusammen:    „Revolutionäre,

internationalistisch gesinnte, kommunistische Arbeiter und Soldaten! Männer und Frauen!  Nicht

alle Volksgenossen sind mit dem bisherigen Verlauf der Revolution einverstanden. [...] Wir

verlangen die Verwirklichung des Sozialismus als Krönung der gegenwärtigen Volksbewegung.

[…] Wir blicken nicht auf den Weg, sonders aufs Ziel. Das Mittel der Revolution heißt Revolution.

Das ist nicht Mord und Totschlag, sondern Aufbau und Verwirklichung“.    Geschäftsstelle ihrer

neuen Vereinigung wird das Wirtshaus Braunauer Hof in der Frauenstraße. Erich Mühsam

bezeichnet die Stunden hier als die „eigentlich beste Zeit der Revolution“. 

5. Dezember 1918 – Der Wahlkampf in Bayern und im Reich beginnt

München - Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Der Wahlkampf beginnt. Er wird mit der Wahl

der Abgeordneten zur deutschen Nationalversammlung am 19. Januar 1919 enden. Diese Wahl

findet eine Woche nach den Wahlen zum Bayerischen Landtag statt.       Als die beiden stärksten

Parteien werden in Bayern die Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und die Bayerische

Volkspartei - BVP eingeschätzt. Es ist nur die Frage, wie sich die Mehrheiten verteilen werden.  

Die USPD hat - trotz einer verbindlichen Absprache mit dem Bayerischen Bauernbund - BBB -

keine Erfolgsaussichten. Sie hofft auf einen so großen Stimmenzuwachs, dass sie für eine

Regierungskoalition unentbehrlich sein würde.   Der Spartakusbund, der sich nach dem 31.

Dezember 1918 Kommunistische Partei Deutschlands - KPD nennen wird, weigert sich, an der

Wahl teilzunehmen. 
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29. Dezember 1918 – Der Spartakusbund will eine eigenständige Partei werden

Berlin * Der Spartakusbund beschließt die Trennung von der USPD und die Gründung einer

eigenen Partei, die Kommunistische Partei Deutschlands - KPD. 

30. Dezember 1918 – Der Gründungsparteitag der KPD beginnt in Berlin

Berlin * Der radikale linke Flügel der USPD, der Spartakusbund, formiert sich auf einem Parteitag

in Berlin zur Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD. Der Parteitag dauert vom 30.

Dezember 1918 bis 1. Januar 1919.    Obwohl Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht die

Teilnahme an den Nationalwahlen empfehlen, lehnt dies der Parteitag ab. 

1919 – Dr. Fritz Gerlich ist als Marxistentöter bekannt

München * Aus zahlreichen Aufsätzen in den Süddeutschen Monatsheften, der Liberalen

Korrespondenz sowie den Historisch-politischen Blättern entsteht Dr. Fritz Gerlichs Buch Der

Kommunismus als Lehre vom Tausendjährigen Reich. Außerdem kämpft er im Münchner

Bürgerrat und im Bayerischen Heimatdienst sowie mit der Wochenzeitschrift Feurjo gegen den

gesamten marxistischen Sozialismus.    Daneben beschafft er Geldmittel für die Gründung der

Bayerischen Einwohnerwehr und für die Überwachung der Kommunistischen Partei. Dieses

Engagement trägt zu seinem Ruf als „Marxistentöter“ bei.

4. Januar 1919 – USPD und Revolutionäre Obleute rufen zur Demonstration auf

Berlin * Der Vorstand der Berliner USPD beschließt zusammen mit den Revolutionären Obleuten

für den folgenden Tag die Abhaltung einer Demonstration als Reaktion auf die Absetzung des

Berliner Polizeipräsidenten Emil Eichhorn.    Die Revolutionären Obleute sind frei gewählte, von

den Gewerkschaften unabhängige Betriebsräte, die sich während des Ersten Weltkriegs

hauptsächlich in den Berliner Rüstungsbetrieben gebildet haben und sich aktiv an den

Januarstreiks 1918 beteiligten.    Als Kriegsgegner sind sie in der überwiegenden Zahl in der

USPD organisiert. Eine Mitgliedschaft in der gerade gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD lehnen sie ab. 

5. Januar 1919 – Ein Revolutionsausschuss wird gegründet
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Berlin * Die Zeitungsbesetzer werden von der USPD und der KPD unterstützt. Am Abend wird

aus den Vertretern der Parteien und den Besetzern ein Revolutionsausschuss gebildet, dem 53

Personen angehören. Georg Ledebour [USPD], Karl Liebknecht [KPD] und Paul Scholze

[Revolutionäre Obleute] werden gleichberechtigte Vorsitzende. 

6. Januar 1919 – Der Revolutionsausschuss ruft zum Regierungssturz auf

Berlin * Der von USPD, KPD und den Revolutionären Obleuten gebildete Revolutionsausschuss

ruft auf       zum Generalstreik und   zum Sturz der Regierung Ebert. 

6. Januar 1919 – Den Rat der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen

Berlin * Der KPD-Führer Karl Liebknecht möchte - gegen den Rat von Rosa Luxemburg - den Rat

der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen. Damit könnten die für den 19. Januar

angesetzten Wahlen zur Nationalversammlung verhindert werden. 

6. Januar 1919 – Verhandlungsversuche mit Reichskanzler Friedrich Ebert

Berlin * Der Revolutionsausschuss verhandelt auf Vermittlung der USPD-Leitung mit

Reichskanzler Friedrich Ebert. Die zwölfköpfige Verhandlungskommission besteht aus sechs

Vertretern der USPD und der gleichen Zahl der Revolutionären Obleute. Die KPD will sich an den

Verhandlungen nicht beteiligen. 

7. Januar 1919 – Der Januaraufstand zeigt seine Macht

Berlin * Dem Aufruf des Revolutionsausschusses folgen etwa 500.000 Menschen. Die

Menschenmenge zieht in die Innenstadt und versammelt sich auf einem der Berliner Plätze. 

9. Januar 1919 – Der Revolutionsausschuss ruft zum Kampf gegen die Judasse auf

Berlin * Die Revolutionären Obleute, der Zentralvorstand der Berliner USPD und der KPD rufen in

einem gemeinsamen Aufruf den Kampf auf gegen „die Judasse in der Regierung. […] Sie

gehören ins Zuchthaus, aufs Schafott. […] Gebraucht die Waffen gegen eure Todfeinde.“ 
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10. Januar 1919 – Das spartakistische Hauptquartier in Spandau wird überfallen

Spandau * Die Brigade Reinhard unter Leitung des Kommandanten von Berlin, Oberst Wilhelm

Reinhard, überfällt das spartakistische Hauptquartier in Spandau. 

11. Januar 1919 – Eine Neunerkommission zur Sozialisierung wird gebildet

Essen * Der Essener Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt die Streikinitiative im Ruhrgebiet und

verkündet, er nimmt die Sozialisierung in die eigenen Hände. Dazu wird eine Neunerkommission,

bestehend aus Vertretern der USPD, SPD und KPD, gebildet. Noch am selben Tag wird das Büro

des Kohlensyndikats und das Gebäude des Bergbaulichen Vereins in Essen besetzt. 

12. Januar 1919 – Das Ergebnis der bayerischen Landtagswahl von 1919

Freistaat Bayern ohne Pfalz * Im Freistaat Bayern findet in sieben der acht Regierungsbezirke die

erste demokratische Wahl zum Bayerischen Landtag statt. Lediglich in der Pfalz kann erst drei

Wochen später, am 2. Februar, gewählt werden, weil die Wahlvorbereitungen von der

französischen Besatzungsmacht behindert worden sind. Das ist der Hauptgrund, weshalb der

Termin für die konstituierende Sitzung im Bayerischen Landtag erst knapp sechs Wochen nach

der Wahl im Kerngebiet festgesetzt wird.&nbsp;    Bei den ersten freien, gleichen, unmittelbaren

und geheimen Wahlen in Bayern sind erstmals auch Frauen wahlberechtigt. Frauen machen 54

Prozent der Wahlberechtigten aus. Anita Augspurg kandidiert auf der Liste der USPD, ohne der

Partei anzugehören. Bei den Landtagswahlen in Bayern erhält&nbsp;       die Bayerische

Volkspartei - BVP&nbsp;66 Sitze,   die SPD 61 Mandate,   die Deutsche Demokratische Partei

&nbsp;- DDP&nbsp;25 Abgeordnetenplätze,   der Bayerische Bauernbund - BBB&nbsp;16

Mandate,   die rechtsliberale Mittelpartei&nbsp;erringt 9 Abgeordnetensitze.&nbsp;   Die USPD

erreicht in den 12 Münchner Landtagswahlkreisen immerhin noch 5 Prozent der abgegebenen

Stimmen.&nbsp;Landesweit sind es lediglich 2,5 Prozent.&nbsp;Damit sind sie mit 3 Mandaten

im ersten Landtag des Freistaats Bayern&nbsp;vertreten.&nbsp;      Bei der Wahl zur bayerischen

Nationalversammlung haben dreizehn Parteien Kandidatenlisten aufgestellt.&nbsp;Die KPD hat

sich nicht an den Wahlen beteiligt.&nbsp;

14. Januar 1919 – Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg schreiben ihre letzten Texte

Berlin * Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg schreiben ihre letzten Texte für „Die Rote Fahne“.
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Rosa Luxemburg beschwört die Kraft der Revolution mit den Worten: „Ich war, ich bin, ich werde

sein.“ Karl Liebknechts Text endet mit den Worten: „Und ob wir dann noch leben werden, wenn

es erreicht wird - leben wird unser Programm; es wird die Welt der erlösten Menschheit

beherrschen. Trotz alledem!“ 

15. Januar 1919 – Die Münchner KPD-Zeitung Rote Fahne erscheint

München * Die Kommunistische Partei Deutschlands - KPD in München gibt unter der Leitung

von Max Levien eine eigene Parteizeitung, die Münchner Rote Fahne, heraus. 

16. Januar 1919 – Scheidemann zur Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

Berlin * Philipp Scheidemann erklärte zum Tod von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

folgendes:    „Ich bedauere den Tod der beiden aufrichtig aus gutem Grunde. Sie haben Tag für

Tag das Volk zu den Waffen gerufen und zum gewaltsamen Sturz der Regierung aufgefordert.

Sie haben Spazierfahrten durch Berlin mit Maschinengewehren veranstaltet, die sie uns

wiederholt vor die Reichskanzlei fuhren, sie haben Tag für Tag ihre Anhänger bis zur Siedehitze

aufgepeitscht. Sie haben, nachdem durch ihre Schuld Arbeiter- und Soldatenblut in Strömen

geflossen, uns als Mörder und Bluthunde Tag für Tag in ihren Zeitungen und in ihren

Versammlungen beschimpft. So sind sie selbst Opfer ihrer eigenen blutigen Terrortaktik

geworden.“    Und weiter meint er: „Bei Frau Luxemburg, einer hochbegabten Russin, ist mir der

Fanatismus begreiflich, nicht aber bei Liebknecht, dem Sohn Wilhelm Liebknechts, den wir alle

verehrten und noch verehren. Sein Sohn, der nunmehr tote Karl Liebknecht, hat sich leider

vollkommen in die russisch-terroristische Taktik einspannen lassen.“    Zur Rechtfertigung seiner

Person und seiner Regierung äußert er sich: „Wenn mein wahnsinniger Bruder die Flinte auf mich

anlegt, so kann ich, wenn es [um] mich allein geht, mich erschießen lassen, um sein Blut zu

schonen, aber wenn ich im Begriffe bin, mich in ein brennendes Haus zu stürzen, um Weib und

Kind zu retten, und der wahnsinnige Bruder legt dann auf mich an, dann hilft nichts mehr, dann

muss ich mich gegen ihn zur Wehr setzen, denn dann geht es nicht mehr um mich, sondern um

viele andere.“ 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer
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Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

28. Februar 1919 – Demonstrationszüge zur Befreiung der Inhaftierten

München * Im Wagnersaal und im Mathäserbräu tagen die Unabhängigen

Sozialdemokraten beziehungsweise die Kommunisten, als die Nachrichten über die Verhaftungen

im Landtagsgebäude eintreffen.      Spontan bilden sich Demonstrationszüge zur Befreiung der

Inhaftierten. Von der Türkenkaserne schließt sich ihnen eine Abordnung des Leibregiments an.

Der inzwischen vereinigte Demonstrationszug bewegt sich zum Landtagsgebäude in der

Prannerstraße, wo die inzwischen befreiten Gefangenen zur Menge sprechen und sich die

Demonstration daraufhin unter Hochrufen auf die Räte auflöst. 

1. März 1919 – Flugblätter flattern über München vom Himmel

München * Flugzeuge werfen über München Flugblätter ab. Die von Ernst Schneppenhorst und

Hermann Ewinger für das Kommando des III. Armeekorps unterzeichneten Aufrufe fordern im

Namen der Arbeiter und Soldaten von Amberg, Bayreuth, Sulzbach, Regensburg, Straubing,

Erlangen, Ingolstadt, Grafenwöhr, Nürnberg und Fürth auf, sich gegen eine Diktatur der

Kommunisten und Dr. Max Levien zu wenden. 

3. März 1919 – Den Generalstreik zum bewaffneten Aufstand ausgeweitet

Berlin * Enttäuscht über die politische Entwicklung der Revolution von 1918/19, weiten Anhänger

der Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD einen Generalstreik zu einem bewaffneten
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Aufstand aus. Ihre Ziele sind dieselben wie beim Spartakusaufstand im Januar 1919:       Sturz

der Reichsregierung,   Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte und   Errichtung einer

Räterepublik nach sowjetrussischem Vorbild.      Zentrum der bürgerkriegsartigen Kämpfe ist die

Innenstadt mit dem Berliner Polizeipräsidium am Alexanderplatz sowie Lichtenberg. 

3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

5. März 1919 – Eugen Leviné kommt im Auftrag der Berliner KPD-Zentrale nach München

Berlin - München * Eugen Leviné kommt im Auftrag der Berliner KPD-Zentrale nach München,

um hier die Ortsgruppe zu reorganisieren und die Redaktion der Münchner Roten Fahne zu

übernehmen. Ihm folgen in den nächsten Wochen weitere Parteimitglieder.    Zu Beginn seiner

Münchner Zeit ist Leviné noch im Verborgenen tätig. Er wird zusammen mit Max Levien, dem

bayerischen KPD-Vorsitzenden, zum führenden Kopf der Münchner Kommunisten während der

Rätezeit. Eugen Leviné verweigert sich der Zusammenarbeit mit der SPD, die bislang als die

schärfste Gegnerin der Kommunisten aufgetreten ist. 

12. März 1919 – Die Münchner USPD spaltet sich von der Gesamtpartei ab

München * Die Münchner USPD spaltet sich von der Gesamtpartei ab. In einer Entschließung

bekennt sie sich eindeutig         zum Rätesystem,     zur Diktatur des Proletariats und     zur

gemeinsamen Arbeit mit der KPD. 

4. April 1919 – Eine weitere geheime Beratung zur Räterepublik

München-Maxvorstadt * Um 22 Uhr findet eine erneute Besprechung im Militärministerium in der

Ludwigstraße statt. Diesmal ist der Personenkreis auf 100 bis 150 angewachsen.       Der

Bauernführer Karl Gandorfer erklärt unter welchen Bedingungen die Bauern der Einführung eine
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Räterepublik zustimmen können.&nbsp;   Die verspätet eintreffende Delegation der KPD will

diese Form der Räterepublik nicht anerkennen, da die Massen selbst über die Räterepublik

entscheiden müssten. Die Haltung der Kommunisten ruft Erstaunen hervor, weil sie bislang die

Räterepublik am lautesten forderten.&nbsp;   Auch jetzt werden noch keine Beschlüsse

gefasst.&nbsp;      Die geheime Zusammenkunft wird durch den Zentralratsvorsitzenden Ernst

Niekisch geleitet. Er befindet sich in einem Dilemma, denn einerseits befürwortet er den

Rätegedanken, andererseits will er im Interesse von Ruhe und Ordnung die Räterepublik

verhindern.    Zur Überraschung aller erklärt ausgerechnet Johannes Hoffmanns Stellvertreter

Ernst Schneppenhorst, dass er eine Räterepublik zum jetzigen Zeitpunkt für die beste aller

Lösungen hält. Der bayerische Militärminister will zwei Tage Bedenkzeit, um die Frage der

Räterepublik mit der SPD-Parteibasis zu besprechen.    Welche Motivation liegt hinter

Schneppenhorsts Vorschlag? Sein Hauptziel ist die Machterhaltung der SPD. Zudem will er die

Kommunisten unter seine Kontrolle bringen.&nbsp;Er möchte den Räten ihre eigene

Regierungsunfähigkeit vor Augen führen, um sie dann, mit einem Militärputsch der Münchner

Garnison, die er wenigstens teilweise in der Hand hat, schnell und möglichst schmerzlos zu

beseitigen. Er und die Regierung Hoffmann wollen die Räte nicht nur schnell, sondern vor allem

in eigener Regie, ohne die von Noske und Epp angebotenen außerbayerischen Freikorps und

Regierungstruppen, loswerden.&nbsp;

5. April 1919 – Errungenschaften der Revolution auf Dauer erhalten

München * Am 5. und 6. April findet der Gautag der Sozialdemokraten

Südbayerns&nbsp;statt.&nbsp;Die Versammelten erklären sich mit der Errichtung einer

Räterepublik&nbsp;einverstanden, wenn sich die drei sozialistischen Parteien [SPD, USPD und

Kommunisten] an der Durchführung beteiligen.&nbsp;Es geht ihnen um den Erhalt der

„Errungenschaften der Revolution gegen alle Anschläge der Reaktion“.&nbsp;

6. April 1919 – Der Zentralrat entscheidet für die Ausrufung der Räterepublik Baiern

München-Maxvorstadt * In der Nacht vom 6. zum 7. April sprechen sich im ehemaligen

Schlafzimmer der Königin im Wittelsbacher Palais neben der SPD auch die USPD, die Mitglieder

des Zentralrats und der Revolutionäre Arbeiterrat für eine Räterepublik Baiern aus, obwohl die

KPD dieses Vorhaben ablehnt. Man glaubt dennoch, dass die Bevölkerung und die Armee

geschlossen hinter diesem Systemwechsel steht.    Ernst Niekisch führt den Vorsitz der

Zusammenkunft. Er geht irrtümlich davon aus, dass zu diesem Zeitpunkt keine rechtmäßige

bayerische Regierung mehr existiert, da ihm mit Ausnahme von Hoffmann und Endres die
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Rücktrittserklärungen sämtlicher Minister vorliegen.    Die Angaben über die Zahl der

Anwesenden schwankt zwischen 70 und 150. Gustav Landauer stellt den Antrag, dass die

Tagung zur konstituierenden Versammlung erklärt wird. Er hat einen Aufruf „An das Volk in

Baiern“ vorbereitet, der die Gründung der Räterepublik ankündigt. Der Entwurf wird nach kurzer

Beratung von den Anwesenden akzeptiert. Damit kann er am nächsten Morgen in den Zeitungen

erscheinen.&nbsp;

7. April 1919 – Die Ausrufung der Räterepublik Baiern funktioniert reibungslos

München - Freistaat Bayern&nbsp;*&nbsp;Die&nbsp;Ausrufung der Räterepublik

Baiern&nbsp;funktioniert in den Behörden reibungslos,&nbsp;       die Besetzung und Übernahme

der Zeitungsverlage geht überwiegend friedlich und widerstandslos vonstatten,&nbsp;   Polizei

und Militär verhalten sich ruhig und bekennen sich zur&nbsp;Räterepublik,&nbsp;   KPD und SPD

bleiben bei ihrer abwartenden Haltung und stellen sich den Ereignissen nicht entgegen.&nbsp;

7. April 1919 – Die Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als Kompromiss

München * Die KPD-Zeitung Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als

Kompromiss.&nbsp;Unter dem Titel „Arbeiter! Folgt nur den Parolen der kommunistischen Partei!“

protestiert die Zeitung, dass „durch die Proklamierung einer Scheinräterepublik der Gedanke des

Rätesystems verwässert oder erwürgt wird“.    Die „Abhängigen“ und die „Unabhängigen“, SPD

und USPD, sind nicht befugt und geeignet, „an Stelle des gesamten Proletariats die Räterepublik

zu verkünden“. Sie fordert dagegen die Errichtung einer kommunistischen Räterepublik, da nur

sie „die Arbeiterschaft aus aller Not und allem Elend befreien kann“.&nbsp;

7. April 1919 – Die neue Räteregierung wird gebildet

München * In der Räteregierung, also dem Rat der Volksbeauftragten,&nbsp;haben

die&nbsp;Schriftsteller&nbsp;Ernst Toller, Gustav Landauer und Erich Mühsam führende

Funktionen. Ihre geringe politische Erfahrung betrachten sie nicht als Mangel, da sie den

herrschenden Konventionen der Politik ja sowieso ablehnend gegenüberstehen. Deshalb wird die

Erste Räterepublik&nbsp;häufig auch abschätzend als Literatenrepublik bezeichnet.    Das

oberste Gremium der Räterepublik ist der Revolutionäre Zentralrat. Er ist den Volksbeauftragten

übergeordneten. Der Rat der Volksbeauftragten wird jedoch nie zusammentreten.       Oberster

Repräsentant der Baierischen Räterepublik ist zunächst Ernst Niekisch, der aber bereits nach
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einem Tag den Vorsitz des Revolutionären Zentralrats niederlegt.   Ernst Toller wird ab dem 9.

April sein Nachfolger. Toller zählt zum linken Flügel der USPD und ist deren Vorsitzender in

München.   Das Amt des Volksbeauftragten für Finanzen übernimmt Silvio Gesell,  

Volksbeauftragter für Volksaufklärung wird der Anarchist Gustav Landauer.   Volksbeauftragter

für Äußeres wird Dr. Franz Lipp [USPD],   Volksbeauftragter für Inneres wird Fritz Soldmann

[USPD],   Volksbeauftragter für Volkswohlfahrt, das ehemalige Ministerium für Soziale Fürsorge,

wird August Hagemeister [USPD],   Volksbeauftragter für Justiz wird Konrad Kübler [BBB],  

Volksbeauftragter für Verkehr wird Gustav Paulukum [USPD],   Volksbeauftragter für Land- und

Forstwirtschaft wird der bisherige Minister Josef Steiner [BBB],   Volksbeauftragter für

Volkswirtschaft wird Edgar Jaffé [USPD],   Volksbeauftragter für Militär wird Otto Killer [USPD].  

Kommissar für das Ernährungswesen wird Johann Wutzlhofer [BBB] und   Kommissar für das

Wohnungswesen wird Dr. Arnold Wadler.      Max Levien wird von von Erich Mühsam für das Amt

als Volksbeauftragter für Militär vorgeschlagen, doch dieser sagt ab, da die KPD die Mitarbeit in

der Räterepublik ablehnt.    Damit wird weder die SPD noch die KPD bei der Ämterverteilung der

Volksbeauftragten berücksichtigt.    Mit&nbsp;der Ausrufung der Räterepublik wird der alte

Zentralrat für „erledigt“ erklärt. Gustav Landauer teilt mit: „Der alte Zentralrat existiert nicht mehr“.

Auch der Aktionsausschuss existiert nicht mehr, was allerdings nirgends offiziell erwähnt wird.

&nbsp;    Der Bayerische Landtag wird       als „unfruchtbares Gebilde des überwundenen

bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters“ für aufgelöst erklärt und   die sofortige Gründung einer

Roten Armee angekündigt.&nbsp;

7. April 1919 – Brüderliche Grüße nach Moskau

München * Der Volksbeauftragte für Äußeres, Dr. Franz Lipp, ein Stuttgarter Schriftsteller und

Journalist, informiert die Regierungen von der Gründung der Räterepublik Baiern und übermittelt

„brüderliche Grüße“ nach Moskau.&nbsp;Die lesenswerte Depesche lautet:       „Proletariat

Oberbayerns glücklich vereint. Sozialisten plus Unabhängige plus Kommunisten fest als Hammer

zusammen geschlossen, mit Bauernbund einig. Klerikal uns wohlgesinnt. Liberales Bürgertum als

Preußens Agent völlig entwaffnet.    Bamberg Sitz des Flüchtlings Hoffmann, der aus meinem

Ministerium den Abtrittschlüssel mitgenommen hat.&nbsp;Die preußische Politik, deren

Handlanger Hoffmann ist, geht dahin, uns von Norden, Berlin, Leipzig, Nürnberg abschneiden,

auch von Frankfurt und vom Essener Kohlengebiet und uns gleichzeitig bei der Entente als

Bluthunde und Plünderer zu verdächtigen, dabei triefen die haarigen Gorillahände Gustav Noskes

von Blut.&nbsp;   Wir erhalten Kohle und wir erhalten Lebensmittel in reichlichen Mengen aus der

Schweiz und aus Italien. Wir wollen den Frieden für immer. Immanuel Kant: Ewigen Frieden 1795

Thesen 2 bis 5. Preußen will den Waffenstillstand zur Vorbereitung des Rachekrieges.“&nbsp;
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9. April 1919 – Betriebsobleute und Soldaten fordern die Abdankung des Zentralrats

München * Die KPD ruft eine Versammlung der Revolutionären Obleute in den

Münchner-Kindl-Keller ein, den Rat Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter.       Eugen Leviné erklärt die Versammlung zum Träger der politischen Gewalt

und   den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt.   Ein neuer, aus zwanzig Personen

bestehender provisorischer Zentralrat wird gewählt.   Um 23 Uhr wird ein Generalstreik

ausgerufen und   zur Entwaffnung der Polizei aufgerufen.      Eine Abordnung wird mit der

Aufforderung zum Rücktritt zum Revolutionären Zentralrat gesandt.    Ernst Toller und Gustav

Klingelhöfer, die an der Versammlung teilnehmen, werden in Gewahrsam genommen. &nbsp;

9. April 1919 – Linke Kritik an der Räteregierung

München * In der Münchner Roten Fahne erscheint ein Artikel von Eugen Leviné, in dem er die

Politik der Räteregierung scharf angreift:    „Alles wie sonst. In den Betrieben schuften und fronen

die Proletarier nach wie vor zugunsten des Kapitals. In den Ämtern sitzen nach wie vor die [...]

kgl. Wittelsbacher Beamten. An den Straßen die alten Hüter der kapitalistischen

Wirtschaftsordnung mit dem Schutzmannssäbel.     Kein bewaffneter Arbeiter zu erblicken. Keine

roten Fahnen. Keine proletarische Besetzung in den Machtpositionen der Bourgeoisie. Noch

liegen die Kapitale in den Safes der Banken. Noch klappern die Kuponscheren der

Kriegsgewinnler und Dividendenjäger. Noch üben in den Gerichten die königlichen

Landgerichtsräte Klassenjustiz. Alles wie sonst. Noch rattern die Rotationsmaschinen der

kapitalistischen Presse und speien ihr Gift und ihre Galle, ihre Lügen und ihre Verdrehungen in

die nach revolutionären Kampfworten begierige Menge. Alles wie sonst.     Nur an den Straßen

von Wind und Regen zerfetzte Plakate: ‚Nationalfeiertag!‘ steht darauf! Nationalfeiertag! Nicht

proletarischer Feiertag. Nicht internationaler Feiertag. Von der Nation sprechen sie, der einigen

Nation der Arbeiter und Kapitalisten. [...] Sie sitzen zusammen im Wittelsbacher Palais und

dichten Dekrete. [...]     Räterepublik ohne Räte. Proletarische Diktatur ohne Proletariat.

Volksbeauftragte ohne Auftrag des arbeitenden Volkes. Ein Projekt der Roten Armee ohne

Beihilfe des Proletariats, Sozialisierungsprojekte ohne wirkliches Eingreifen der Macht.

Angebliche Siege ohne Kämpfe. Revolutionäre Phrasen ohne revolutionären Inhalt, revolutionäre

Worte ohne revolutionäre Taten.“&nbsp;

9. April 1919 – Victor Klemperers Prophezeiungen

München * Victor Klemperer schreibt: „Ich will nicht provezeien, ich glaube aber: der kommende
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Mann heißt Levien, der gegenwärtige: Landauer, der übernächste: Epp.“&nbsp;

10. April 1919 – Einsetzung von Revolutionstribunalen bekanntgegeben

München * Der Revolutionäre Zentralrat gibt die Einsetzung von Revolutionstribunalen und deren

Zusammensetzung bekannt.&nbsp;Der Name erinnert an die blutige Zeit der Französischen

Revolution, doch hier wird kein einziges Todesurteil gesprochen werden, im Gegenteil, die

meisten Prozesse enden mit einem Freispruch.       Die höchste Strafe sind eineinhalb Jahre

Gefängnis, die höchste Geldbuße beträgt 5.000 Mark.   Die Revolutionstribunale bestehen aus

vier Gerichten, die in Permanenz, also Tag und Nacht tagen.   Jedes Gericht besteht aus sieben

Richtern und einem Juristen als Beisitzer.   Hinzu kommt ein Verteidiger, den der/die Angeklagte

selbst wählen darf.   Die Verhandlungen sind öffentlich,   die Urteile werden sofort vollstreckt.  

Von den 28 Richtern gehören je fünf der SPD, der USPD, der KPD und dem Bauernbund

an.&nbsp;Vier Richter sind Mitglieder des Revolutionären Arbeiterrats, vier weitere den

parteilosen Anarchisten.&nbsp;

10. April 1919 – Der Provisorische Zentralrat tritt zurück

München * Der in der Nacht zuvor gewählte 20-köpfige provisorische Zentralrat tritt wieder

zurück. Dafür wählt jetzt der Rat Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter eine zehnköpfige Abordnung, darunter Eugen Leviné und Max Levien, die mit

beratender Stimme an den Sitzungen des Revolutionären Zentralrats teilnehmen sollen.&nbsp;

11. April 1919 – Die Betriebsräte sprechen der Räteregierung das Vertrauen aus

München-Graggenau * Auf einer Massenversammlung im Hofbräuhaus sprechen Erich Mühsam,

Ernst Toller, Gustav Landauer und Max Levien.       Ernst Toller gibt bekannt, dass die

Entwaffnung der Bourgeoisie ebenso fortschreitet wie die Bewaffnung des Proletariats.   Gustav

Landauer verteidigt die Ausrufung der Räterepublik.   Erich Mühsam bekennt sich zur

ablehnenden Haltung der KPD zur sozialistischen Räterepublik, kritisiert aber ihren

gegenwärtigen Boykott in aller Schärfe.   Max Levien erklärt erneut, warum sich die KPD nicht an

der Räteregierung beteiligt.   Als Werner Fröhlich die Spaltung der sozialistischen Parteien

verteidigt, kommt es zu Tumulten. Selbst KPD-Mitglieder wenden sich gegen die unversöhnliche

Haltung ihrer Parteizentrale.      Ein Antrag der Betriebsräte, der gegenwärtigen Räteregierung

das Vertrauen auszusprechen, wird mit überwältigender Mehrheit angenommen. Erich Mühsam

Münchner Zeitensprünge Seite 12/21



stimmt allerdings dagegen.&nbsp;

12. April 1919 – Inwieweit fühlen sich die Kommunisten an die Zusagen gebunden?

München-Graggenau * Die Vertreter der sozialistischen Parteien beschließen

im&nbsp;Hofbräuhaus&nbsp;- nach zahlreichen Kompromissen gegenüber der KPD - die

Zusammenarbeit.&nbsp;    Dabei ist immer unklar, ob und inwieweit sich die Kommunisten an die

Zusagen gebunden fühlen und ob sie überhaupt ein ernsthaftes Interesse an der

Zusammenarbeit haben oder einfach nur auf Zeit spielen.&nbsp;

13. April 1919 – Die Verstärkung der Thule-Gesellschaft bleibt aus

München * Die von der Thule-Gesellschaft angebotenen „mehrere hundert Mann“ Unterstützung

reduzieren sich auf insgesamt zehn Personen. So aber hat die Republikanische Schutztruppe

keine Chance gegen die anstürmenden Räterepublikaner, besonders als die KPD am Nachmittag

ihre Anhänger zum Widerstand aufruft.&nbsp;

13. April 1919 – Die Zweite oder Kommunistische Räterepublik wird ausgerufen

München-Graggenau * Noch während der Kämpfe am Hauptbahnhof kommen im Hofbräuhaus

die Betriebs- und Soldatenräte zusammen.       Sie rufen die Zweite Räterepublik oder

Kommunistische Räterepublik aus,   erklären den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt und  

übertragen die gesamte gesetzgebende und vollziehende Gewalt einem 15-köpfigen

Aktionsausschuss. Das Gremium, bestehend aus Mehrheitssozialisten, Unabhängigen und

Kommunisten.   Dieses wählt einen fünfköpfigen Vollzugsrat, dem unter dem Vorsitz von Eugen

Leviné, KPD, Wilhelm Duske und Emil Maenner von der USPD sowie Willi Budich und Max

Levien von der KPD angehören.   Stadtkommandant wird der 23-jährige Rudolf Egelhofer.     

Levinés Schritt widerspricht der Lagebeurteilung der Berliner KPD-Parteizentrale, die seit den

Januarereignissen vor politischen Abenteuern warnt. es wird spätere parteiinterne Kontroversen

zur Folge haben.&nbsp;

13. April 1919 – Das Regierungsprogramm der Kommunistischen Räterepublik

München - Freistaat Bayern * Die Proklamation der Zweiten Räterepublik ist ein aussichtsloses
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Unterfangen, denn Münchens Isolation in Gesamtbayern ist noch weiter gestiegen und von

außen ist keine Unterstützung zu erwarten, da die Reichsregierung Herr der militärischen Lage

ist. Eine vage Hoffnung verbindet sich allenfalls mit Aufständen in Österreich.       Eugen Leviné

will ein revolutionäres Exempel statuieren, den „Massen Anschauungsunterricht geben, ihnen

zeigen, wie eine Räterepublik aufgebaut wird“, und hofft, auch eine niedergeschlagene

Räterepublik würde weitere Emanzipationsversuche herausfordern.   Gegenüber ihrer

Vorgängerin bemüht sich die kommunistische Räteregierung mit Hochdruck um die

Verwirklichung der Diktatur des Proletariats.   Ihr geht es nicht um die bloße Übernahme der

Gewalt, sondern um die Zerschlagung des bestehenden Staatsapparates. Vorrang besitzt die

Bildung eines eigenen Behördenapparates mit verschiedenen Kommissionen und die Schaffung

einer Roten Armee.   Zur Abwehr gegenrevolutionärer Putschvorhaben tritt bis zum 23. April ein

Generalstreik in Kraft.   Das gesamte Bankwesen wird unter der Leitung von Emil Maenner und

Towia Axelrod nationalisiert,   die Gewerbe- und Industriebetriebe vorerst nicht sozialisiert, aber

der Kontrolle der Betriebsräte unterstellt.   Mit drakonischen Strafandrohungen wird versucht,

gegen Plünderer und „Revolutionsschmarotzer“ vorzugehen.   Die bürgerliche Presse wird

verboten. Während des Generalstreiks erschienen allein die kostenlos verteilten „Mitteilungen des

Vollzugsrates der Betriebs- und Soldatenräte“.      Trotz großer Anstrengungen bleiben auch die

Herrschaftsorgane der Zweiten Räteregierung weitgehend ineffizient - es fehlt an zuverlässigen

Kräften und der Zeitdruck ist groß.&nbsp;

16. April 1919 – Bewaffnung und militärische Organisation der Arbeiterschaft

München * Eugen Leviné spricht vor einer Vollversammlung der Räte zur Bewaffnung und der

militärischen Organisation der Arbeiterschaft:    „Es nützt nichts, dass wir die Waffen haben und

nicht auch gleichzeitig alle anderen Sicherungen treffen, um der Situation gewachsen zu sein.

[…] Was wir jetzt durchleben ist nicht eine Periode des plötzlichen Umschwungs, sondern es

beginnt jetzt ein schwerer Kampf, und deshalb müssen wir verlangen, dass alle Mann an Bord

bleiben.“ 

20. April 1919 – Mit erhobenem Haupte untergehen

München * Eugen Leviné erkennt, dass es für die bedrängte Räterepublik keine Unterstützung

von außen geben wird. Doch wenn die Revolution untergehen soll, dann - so seine Auffassung -

mit erhobenem Haupt:    „Es ist ein Irrtum zu glauben, dass kleinmütige Unterwerfung ein

besserer Weg sei, um Blutvergießen zu vermeiden oder zu verhindern. Im Gegenteil: Nur wenn

die Weißen Garden eine kühn entschlossene Armee vor sich haben und merken, dass der Kampf
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auch in ihren Reihen Opfer fordern wird, werden sie bereit sein, Konzessionen zu machen. […]    

Die Weiße Armee wird auf jeden Fall einen Vorwand für ein Blutbad finden. […] Ist Arbeiterblut so

billig, dass man es zur Genugtuung von neugebackenen Pazifisten wehrlos vergießen darf?“.   

Leviné argumentiert damit gegen Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer, die mit der Regierung

Hoffmann verhandeln wollen.&nbsp;Doch auch der KPD-Parteiführer in Berlin, Paul Levi,

befürwortet eine bedingungslose Kapitulation, um unnötiges Blutvergießen zu vermeiden.&nbsp;

21. April 1919 – Der Generalstreik wird um einen Tag verlängert

München * Die Versammlung der Betriebsräte im Festsaal des Hofbräuhauses beschließt, den

Generalstreik auf Dienstag auszuweiten. Der letzte Streiktag soll zu einer „wuchtigen

Demonstration des Münchner klassenbewussten Proletariats“ werden.&nbsp;    Abgelehnt wird

der Vorschlag von Eugen Leviné, die Massendemonstration mit einer Schlusskundgebung in der

rot ausgekleideten Frauenkirche zu beenden.&nbsp;

26. April 1919 – Die seit Längerem bestehenden Differenzen brechen auf

München-Graggenau * Im Hofbräuhaus, in dem sich täglich die Betriebs- und Kasernenräte

treffen, treten die seit längerer Zeit bestehenden politischen Differenzen zwischen den

Kommunisten, Eugen Leviné, Max Levien und Towia Axelrod einerseits, und den Unabhängigen

Sozialdemokraten, Emil K. Maenner, Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer andererseits, offen

zutage. Es kommt zu heftigen Auseinandersetzungen, in deren Folge die drei Letztgenannten von

ihren Ämtern zurücktreten.       Der Volksbeauftragte für Finanzen, Emil K. Maenner, erklärt, dass

er nicht mehr für Handlungen bereitsteht, die „politischem Diebstahl“ gleichkommen und keine

Lust mehr hat, in einem „Marionettentheater“ zu sitzen.       Der Kommandeur des

Truppenabschnitts I (Dachau), Ernst Toller, betrachtet die jetzige Räteregierung als ein „Unheil

für das werktätige Volk“, weil die führenden Männer nur zerstören, ohne das geringste

aufzubauen. Deshalb kann er eine weitere Zusammenarbeit mit dem Vollzugsausschuss und

dem Generalstab nicht mehr verantworten.       Aus den gleichen Gründen will auch der

Abschnittskommandant der Roten Armee in Dachau, Gustav Klingelhöfer, seine Ämter

niederlegen.      Der Bankrat stellt sich geschlossen hinter Emil K. Maenner und bezeichnet die

Mitglieder des Vollzugsausschusses als „Hampelmänner“.    Mit ähnlich harten Worten wird die

„katastrophale Versorgungslage“ von den Anwesenden kritisiert, an der die Regierung Hoffmann

nur zum Teil schuld ist.    Nach einem weiteren Beschluss der Betriebsräte sollen die Münchner

Tageszeitungen - unter Auflage einer Vorzensur - wieder erscheinen können.    Während der

Sitzung trifft die Nachricht ein, dass im Passamt fünfzig Pässe gestohlen worden sind. Zur
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Untersuchung des Vorgangs wird daraufhin eine Zehnerkommission gebildet. 

27. April 1919 – Die Betriebs- und Kasernenräte stürzen die kommunistische Räterepublik

München-Graggenau * Ernst Toller bekräftigt im Hofbräuhaus erneut seine Meinung, dass die

jetzige Räteregierung eine „Gefahr für das Proletariat und die Räterepublik“ darstellt.    Die

Betriebs- und Kasernenräte zwingen den Aktionsausschuss zum Rücktritt und entziehen damit

auch dem Vollzugsrat das Vertrauen. Damit beenden sie die kommunistische Diktatur des

Proletariats von Eugen Leviné und Max Levien. 

28. April 1919 – Die Rote Armee ist zur Verteidigung der Diktatur gegründet worden

München * In der KPD-Zeitung Münchener Rote Fahne äußert sich der Chef der Roten Armee,

Rudolf Egelhofer, so: „Die Rote Armee wurde gegründet nicht als Instrument der Politik, sondern

als Organ der Verteidigung der Diktatur des Proletariats und der Räterepublik gegen die

Konterrevolution der weißen Garden.    Entsprechend dieser Aufgabe erklärt das

Oberkommando, dass es das revolutionäre Proletariat, koste es was es wolle, gegen die weiße

Garde verteidigen wird und sich von keiner Seite, auch nicht von den Betriebsräten, zu einem

Verrat an der sozialen Revolution wird zwingen lassen“. 

28. April 1919 – Ernst Toller tritt als Truppenkommandant der Roten Armee zurück

München * Ernst Toller legt daraufhin seinen Posten als Truppenkommandant nieder. Er kann es

sich gegenüber nicht verantworten, mit den Führern der KPD und der Roten Armee, deren

Maßnahmen er verabscheut, zusammenzuarbeiten. 

28. April 1919 – Die Betriebs- und Soldatenräte wählen einen neuen Aktionsausschuss

München-Graggenau * Im Hofbräuhaus treffen sich die Betriebs- und Soldatenräte zur

endgültigen Neuwahl des Aktionsausschusses. Lediglich gewählte Betriebsräte sind zugelassen.

Der als Mitglied der Pressekommission anwesende Gustav Landauer muss den Saal verlassen.   

   Ernst Toller erklärt, dass sich der gestrige Beschluss der Betriebsräte nicht gegen die KPD

allgemein richtet, sondern gegen Einzelpersonen, die zufällig der KPD angehören.    Gustav

Klingelhöfer betont in seinem Redebeitrag, dass er sich nur gegen die diktatorischen Maßnahmen
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einzelner Führer wendet und nicht gegen die KPD insgesamt.      Anschließend wird ein

zwanzigköpfiger Aktionsausschuss gewählt, der aus 15 Betriebsräten und fünf Soldatenräten

besteht. Unter ihnen ist kein Kommunist. Ernst Toller, Gustav Klingelhöfer und Rudolf Egelhofer

kandidieren nicht für dieses Gremium. 

28. April 1919 – Max Levien soll mit der Kasse der Kriegsgeschädigten durchgebrannt sein

München * Gerüchte tauchen in München auf, wonach der Kommunistenführer Max Levien mit

der Kasse der Kriegsgeschädigten durchgebrannt sei. 

28. April 1919 – Eugen Leviné und Max Levien rechtfertigen das Scheitern ihrer Politik

München-Au * Während das Hofbräuhaus von der Roten Armee belagert wird, findet im

Münchner-Kindl-Keller eine Versammlung der Kommunisten statt. Darin versuchen Eugen Leviné

und Max Levien das Scheitern ihrer Politik zu rechtfertigen. Dabei erklärt Levien: Es kommt nicht

drauf an, „ein paar Tausend Bürgerlichen die Gurgel abzuschneiden“. 

29. April 1919 – Die Verwüstungen im Polizeipräsidium gehen weiter

München-Kreuzviertel * Im Polizeipräsidium gehen die Plünderungen und Verwüstungen weiter.   

 Die Aktenvernichtung im Polizeipräsidium wird von den konservativen und reaktionären Kräften

als ein „besonderer Fall von Vandalismus“ bezeichnet und entsprechend politisch bewertet.    Der

von der Berliner KPD nach München geschickte Karl Retzlaw hat eine völlig andere Sicht auf die

Vorgänge: „Doch sprachen wir es auch offen aus, dass es nicht Sache eines Revolutionärs sei,

sich dem Henker auszuliefern. Zu den Schutzmaßnahmen gehörte es auch, die Akten des

Polizeipräsidiums zu vernichten. Das Prüfen der Akten würde eine Zeit von Monaten in Anspruch

genommen haben, auch das Heraussuchen nur der politischen Akten würde zu lange dauern.

Bedenken brauchten nicht zu bestehen, weil kulturell wertvolle Dokumente nicht in Polizeiakten

zu finden sind. So war es am zweckmäßigsten, alles zu vernichten.     Menschenleben sind

wichtiger als bedrucktes Papier. Zwei Tage lang brannten die Akten auf dem zementierten Hof

des Polizeipräsidiums. Wohl an die hundert Helfer aus der Bevölkerung, der Partei und der Roten

Armee warfen die Akten aus den Fenstern in die Flammen. Damit retteten wir Hunderten von

politisch und antimilitärisch Verdächtigten aus der Zeit der Zusammenbruchsmonate 1918/19

Freiheit und Leben“. 
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29. April 1919 – Dem Münchener Spießer geschah es schon recht

Schleißheim * Im Jahr 1927 kommt das in insgesamt zehn Auflagen erschienene Buch „Ernstes

und Heiteres aus dem Putschleben“ auf den Markt. Darin beschreibt Manfred von Killinger seine

stark antisemitisch geprägten Erinnerungen als Freikorpsführer der Marine-Brigade-Ehrhardt in

der Zeit der Niederschlagung der Münchner Räterepublik. Das Buch beginnt so:      „Von Saalfeld

kommend, luden wir in Schleißheim aus. Das Vierte Regiment hatte bereits gesichert. Wir

bekamen Befehle. München war umstellt. Diesmal würde es zu harten Kämpfen kommen. In

München hatte die rote Brut das Heft fest in der Hand. Lewin [!] Leviné-Nissen, Mühsam usw.,

was waren das für Namen. Waren das Bayern? Jüdisches, internationales Gesindel, die

Intellektuellen aus Schwabing.     Es musste ja so kommen. Dem Münchener Spießer geschah es

schon recht. Jahrelang hatte er das Treiben in Schwabing mit angesehen, das Treiben, das im

Simplicissimus seinen Niederschlag gefunden hatte. Jahrelang hatte er behäbig lachend mit

angesehen, wie Kirche und Thron von diesen Kreisen in den Dreck gezogen wurden, und das als

guten Witz aufgefasst. Jetzt zeigte ihm die Bestie das wahre Gesicht“. 

30. April 1919 – Anton Graf Arco auf Valley wird von einer Kommunistin gerettet

München-Haidhausen * Auch Anton Graf Arco auf Valley erhält völlig unerwartete Hilfe in der

Person von Frau Dr. Hildegard Menzi. Diese ist zu diesem Zeitpunkt Mitglied der KPD und die

engste Freundin von Rudolf Egelhofer, dem Oberkommandierenden der Roten Armee.    Sie

sucht Arco in der Kirchenschule auf, um ihn zu versorgen und vereinbart mit Dr. Rudolf

Schollenbruch, einem Arzt mit der roten Armbinde, dass Arco und die anderen Geiseln in ein

sicheres Versteck gebracht werden. Arco trifft am Abend wieder in der Chirurgischen Klinik

ein.&nbsp;

30. April 1919 – Die KPD wirbt zum Eintritt in die Rote Armee

München&nbsp;* Plakate der&nbsp;Roten Armee&nbsp;fordern die Arbeiter und Soldaten auf,

die&nbsp;„preußische Herrschaft“&nbsp;abzuschütteln und sich bewaffnet dem Feind

entgegenzustellen. Die KPD wirbt in einem Flugblatt zum Eintritt in die&nbsp;Rote Armee,

während sich Eugen Leviné, Max Levien und Towia Axelrod in Sicherheit bringen.&nbsp;

30. April 1919 – Thomas Mann gegen die Kommunisten
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München-Bogenhausen * Mit Blick auf führende Kommunisten wie Eugen Leviné notiert Thomas

Mann in sein Tagebuch, man solle mit „aller aufbietbaren Energie und standrechtlicher Kürze

gegen diesen Menschenschlag vorgehen“.&nbsp;

13. Mai 1919 – Eugen Leviné wird verhaftet und des Hochverrats angeklagt

München-Haidhausen * Eugen Leviné wird unter dem Namen Ludwig Geisenberg in der

Schneckenburgerstraße 20 festgenommen und wegen Hochverrats angeklagt. 

2. Juni 1919 – Der Prozess gegen den Kommunistenführer Eugen Leviné beginnt

München-Au * Vor dem Standgericht in der Au beginnt der Prozess gegen den

Kommunistenführer Eugen Leviné. In seiner Verteidigungsrede sagt er: „Wir Kommunisten sind

Tote auf Urlaub, dessen bin ich mir bewusst. Ich weiß nicht, ob Sie mir meinen Urlaubsschein

noch verlängern werden, oder ob ich einrücken muss zu Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg.

Ich sehe auf jeden Fall Ihrem Spruch mit Gefasstheit und mit einer inneren Heiterkeit entgegen.

Die Ereignisse sind nicht aufzuhalten.   Die Staatsanwaltschaft glaubt, die Führer hätten die

Massen aufgepeitscht. Wie die Führer die Fehler der Massen nicht hintertreiben konnten unter

der Scheinräterepublik, so wird auch das Verschwinden des einen oder des anderen Führers

unter keinen Umständen die Bewegung hindern. Und über kurz oder lang werden in diesem

Raume andere Richter tagen, und dann wird der wegen Hochverrats bestraft werden, der sich

gegen die Diktatur des Proletariats vergangen hat.“ 

5. Juni 1919 – Eugen Leviné wird im Gefängnis Stadelheim erschossen

München-Obergiesing * Der Kommunistenführer Eugen Leviné wird an der Gefängnismauer im

Gefängnis Stadelheim erschossen. Zuvor erhebt er noch die Faust und ruft: „Es lebe die

Weltrevolution!“

16. Juli 1919 – Ernst Toller wird zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt

München * Erich Mühsam wird zu fünfzehn Jahre Festungshaft verurteilt.  Im Urteil heißt es:

„Mühsam hat sich durch seine Tätigkeit bei Aufmachung der ersten Räterepublik als das

treibende Element erwiesen. […] Bei Mühsam ist nicht festgestellt worden, dass seine
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Handlungsweise aus ehrloser Gesinnung entsprungen ist; so werden ihm auch mildernde

Umstände zugebilligt; denn er hat zeitlebens in ehrlicher Überzeugung, wenn auch mit einem an

psychopathischen Zustand grenzenden Fanatismus, die Durchführung seiner Ideen verfochten

hat.   Die Beweiserhebung aber hat ergeben, dass Mühsam während der ganzen Revolutionszeit

einen höchst verderblichen Einfluss auf die an sich erregten Massen in skrupelloser Weise

ausgeübt hat. Die Verhängung der Höchststrafe ist daher geboten“.   Man unterstellt Toller jedoch

eine ehrenhafte Gesinnung, was ihm - anders als Eugen Leviné - letztlich das Leben rettet. Er

wird zunächst nach Eichstätt überführt. 

11. September 1919 – Erich Mühsam tritt der KPD bei

Ansbach * Erich Mühsam tritt der KPD bei. 

5. März 1933 – NSDAP erreicht bei der Reichstagswahl nur 43,9 Prozent

Deutsches Reich - Berlin * Trotz NS-Terror und verfassungswidriger Behinderung von KPD, SPD

und Zentrum erreicht die NSDAP nur 43,9 Prozent. Es reicht aber für eine knappe absolute

Mehrheit für die Regierungskoalition aus NSDAP, DNVP und „Stahlhelm“.

24. März 1933 – Der Reichstag beschließt das sogenannte Ermächtigungsgesetz

Berlin * Der Reichstag beschließt - nach der Aberkennung der Reichstagsmandate der KPD und

mit den Gegenstimmen der SPD das Gesetz zur Behebung der Not im Volk und Staat, das

sogenannte Ermächtigungsgesetz. Für das Gesetz stimmen

die Reichstagsfraktionen der NSDAP, DNVP, des Zentrums, der Bayerischen Volkspartei - BVP,

DVP und DStP.    Nach Inkrafttreten des Gesetzes wird kein Steuergesetz mehr parlamentarisch

beraten und beschlossen.

24. März 1933 – Faulhaber: Mehr Toleranz gegenüber der neuen Regierung

München * Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber fordert seine bayerischen Amtsbrüder auf,

„trotz allem mehr Toleranz gegen die neue Regierung zu üben, die heute nicht bloß im Besitz der

Macht ist, was unsere Grundsätze nicht umstoßen könnte, sondern rechtmäßig wie noch keine

Revolutionspartei in den Besitz der Macht gelangte.“&nbsp;
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25. Juli 1933 – Die Machtergreifung der Nazis in München ist abgeschlossen

München * Durch das Verbot der KPD und SPD sowie der Auflösung der BVP wird das

Stadtratsgremium auf 40 Sitze reduziert. Aus dem Kreis der NSDAP rücken 17 Stadträte in den

nun rein nationalsozialistischen Stadtrat nach. Damit ist die Machtergreifung der Nazis in

München abgeschlossen. 

1946 – Die Landesversammlung beschließt die Bayerische Verfassung

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung wird von der Landesversammlung mit

136 Stimmen von CSU und SPD, bei 14 Gegenstimmen von KPD, WAV und FDP beschlossen.

Nun kann das bayerische Volk am 1. Dezember über die Verfassung entscheiden. 
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